
BUNDESGERICHTSHOF

ArtwZ fBl 23/90 BESCHLUSS

in dem Verfahren

Rechtsanwalt Michael 
►traße M

Antragsteller und 
Beschwerdeführer,

g e g e n

Präsident des Oberlandesgerichts Mf 
»traßeÄÄ

Antragsgegner und 
Beschwerdegegner,

wegen gleichzeitiger Zulassung bei dem Landgericht Ingolstadt



Der Bundesgerichtshof, Senat für Anwaltssachen, hat am 
23. Juli 1990 durch den Präsidenten des Bundesgerichtshofs 
Prof. Dr. Odersky, die Richter Dr. Ulsamer, Dr. Schmitz und 
Dr. Thode sowie die Rechtsanwälte Dr. Weise, Dr. von Hase 
und Dr. Salditt

nach mündlicher Verhandlung 
beschlossen:

Auf die sofortige Beschwerde des An­
tragstellers werden der Beschluß des 
4. Senats des Bayerischen Ehrengerichts­
hofs vom 6. Februar 1990 und der Bescheid 
des Antragsgegners vom 17. März 1989 
aufgehoben. Der Antragsgegner wird ver­
pflichtet, über das Gesuch des Antrag­
stellers unter Beachtung der Rechtsauf­
fassung des Senats erneut zu entscheiden.

Der Antragsgegner hat die Kosten des 
Rechtsmittels zu tragen und dem Antrag­
steller die ihm im Beschwerdeverfahren 
entstandenen notwendigen außergericht­
lichen Auslagen zu erstatten.

Der Geschäftswert für das Beschwerdever- 
fahren wird auf 50.000 DM festgesetzt.
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G r ü n d e

I.

Der Antragsteller ist seit dem 16. Oktober 1975 bei dem 
Amtsgericht München und den Landgerichten München I und Mün­
chen II als Rechtsanwalt zugelassen. Seit dem 13. Novem­
ber 1980 ist er zugleich bei dem Oberlandesgericht München 
zugelassen. Seine Kanzlei hat er in der Karlstraße 79 in 
München eingerichtet. Er wohnt in der Elvirastraße 4 in Mün­
chen und hat außerdem noch in Pfaffenhofen a. d. Ilm eine 
Wohnung.

Aufgrund des Gesetzes über die Organisation der ordent­
lichen Gerichte im Freistaat Bayern vom 23. Dezember 1987 
(GVBl. S. 495) sind mit Wirkung vom 1. März 1988 Gebiets­
teile des Landgerichts München II dem neu gegründeten Land­
gericht Ingolstadt zugeordnet worden. Mit Schreiben vom 
1. März 1988 hat der Antragsteller beantragt, ihn zugleich 
beim Landgericht Ingolstadt zuzulassen. Der Antragsgegner 
hat den Antrag nach Anhörung der Rechtsanwaltskaromer für den 
Oberlandesgerichtsbezirk München mit Bescheid vom 
17. März 1989 zurückgewiesen. Dagegen hat der Antragsteller 
den Antrag auf gerichtliche Entscheidung gestellt. Der Eh­
rengerichtshof hat den Antrag zurückgewiesen. Hiergegen 
richtet sich die sofortige Beschwerde des Antragstellers.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


II.

Das Rechtsmittel ist zulässig (§ 42 Abs. 1 Nr. 4,
Abs. 4 BRAO) und hat in der Sache Erfolg.

Wenn der Bezirk eines Landgerichts teilweise einem an­
deren Landgerichtsbezirk zugelegt wird, kann ein bei diesem 
Landgericht zugelassener Rechtsanwalt nach § 227 b Abs. 1 
Satz 1 BRAO zugleich bei dem anderen Landgericht zugelassen 
werden. Die weitere Zulassung ist gemäß § 227 b Abs. 1 
Satz 2 i.V.m. § 227 a Abs. 2 BRAO jedoch nur möglich, wenn 
die Landesjustizverwaltung eine allgemeine Feststellung ge­
troffen hat, daß die gleichzeitige Zulassung der von der Än­
derung der Gerichtsbezirke betroffenen Rechtsanwälte zur 
Vermeidung von Härten geboten ist, oder wenn eine solche 
Feststellung zwar nicht getroffen worden, die Justizverwal­
tung aber verpflichtet ist, sie zu erlassen (vgl. BGHZ 72, 
349, 354). Der Gesetzgeber hat den Ausgleich von Härten, die 
sich im Falle von Gebietsänderungen für die davon betroffe­
nen Rechtsanwälte ergeben, nicht an eine Einzelfallprüfung, 
sondern an eine generalisierende Regelung geknüpft. Das ist 
verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden (BGHZ 65, 241; 68, 
72) .

1. Das Bayerische Staatsministerium der Justiz hat mit 
Erlassen vom 8. Januar 1988 und vom 22. März 1988 
(Gz 3170 - IV - 914/86) zwei allgemeine Feststellungen ge­
troffen. Die eine von ihnen ermöglicht die Zweitzulassung
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beim Landgericht Ingolstadt für diejenigen bei den Landge­
richten München I und II sowie Augsburg zugelassenen Rechts­
anwälte, die spätestens seit dem 29. Februar 1988 im Bezirk 
des Landgerichts Ingolstadt "ihren ständigen Wohnsitz unter­
halten". Diese Voraussetzung erfüllt der Antragsteller.

a) Der Begriff des Wohnsitzes ergibt sich aus § 7 BGB. 
Nach Abs. 1 dieser Vorschrift wird ein Wohnsitz durch die 
ständige Niederlassung an einem Ort begründet. Welche Bedeu­
tung der in dem Erlaß vom 22. März 1988 verwendeten Formu­
lierung des "ständigen Wohnsitzes" zukommt, ist nicht ohne 
weiteres verständlich. Denn die Begründung eines Wohnsitzes 
setzt nach § 7 Abs. 1 BGB gerade voraus, daß der Betreffende 
sich an einem Ort "ständig" niederläßt. Auch wer einen mehr­
fachen Wohnsitz begründet, was § 7 Abs. 2 BGB*ausdrücklich 
zuläßt, muß sich demnach an den verschiedenen Orten ständig 
niedergelassen haben. Auch das Melderecht verwendet den Be­
griff des "ständigen Wohnsitzes" nicht. Die Meldegesetze 
stellen auf die Wohnung ab. Wenn jemand mehrere Wohnungen 
hat, ist eine dieser Wohnungen die Hauptwohnung; jede weite­
re Wohnung ist Nebenwohnung (§ 12 Abs. 1 und 3 Melderechts­
rahmengesetz; Art. 16 Abs. 1 u. 3 Bayerisches Meldegesetz). 
Hauptwohnung ist die vorwiegend benutzte Wohnung; in Zwei­
felsfällen ist diese dort, wo der Schwerpunkt der Lebensbe­
ziehungen liegt (§ 12 Abs. 2 Melderechtsrahmengesetz;
Art. 16 Abs. 2 Bayerisches Meldegesetz). Wenn der Erlaß des 
Bayerischen Staatsministeriums der Justiz auf den "ständigen 
Wohnsitz" abstellt, so soll damit ersichtlich zum Ausdruck 
gebracht werden, daß nur ein auf Dauer begründeter Wohnsitz
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im Sinne des § 7 Abs. 1 BGB, nicht dagegen eine nur vorüber­
gehend benutzte Wohnung als Anknüpfungspunkt für eine Härte­
feststellung erfaßt werden soll.

Diese Auslegung entspricht auch dem Sinn der allgemei­
nen Feststellung. Zur Abgrenzung des Teilbereichs, für den 
die allgemeine Feststellung gemäß § 227 a Abs. 2 Satz 2 BRAO 
zu treffen ist, bietet sich der Wohnsitz der von der Ge- 
bietsänderung betroffenen Rechtsanwälte als Kriterium an 
(BGHZ 68, 66, 71). Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, 
daß ein Rechtsanwalt gerade an seinem Wohnort über vielfäl­
tige soziale Kontakte verfügt, die nach der Lebenserfahrung 
auch zur Anbahnung entsprechender Mandatsverhältnisse führen 
können. Dies trifft grundsätzlich nur auf den Wohnsitz im 
Sinne des § 7 BGB als den räumlichen Schwerpunkt der gesam­
ten Lebensverhältnisse des Rechtsanwalts zu.

b) Der Antragsteller hat einen Wohnsitz auch in 
Pfaffenhofen. Nach § 7 Abs. 2 BGB kann ein Wohnsitz gleich­
zeitig an mehreren Orten bestehen. Das ist der Fall, wenn 
die Umstände ergeben, daß mehrere Orte gleichmäßig der Mit­
tel- oder der Schwerpunkt der gesamten Lebensverhältnisse 
einer Person sind (BGH, Urt. v. 14. Februar 1962 
- IV ZR 192/61, LM § 7 BGB Nr. 3; BVerwGE 71, 309, 313). Der 
Antragsteller hat schriftsätzlich und, in Ergänzung dazu, in 
der mündlichen Verhandlung vorgetragens Seine Eltern und er 
betrieben seit vielen Jahren in Pfaffenhofen eine Pferde­
zucht. Die Eltern besäßen dort ein bäuerliches Haus mit etwa 
sechs Zimmern. Er, der Antragsteller, sei unverheiratet und
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lebe - ebenso wie in der Münchener Wohnung - mit den Eltern 
zusammen in einer Haushaltsgemeinschaft. In dem Haus in 
Pfaffenhofen stehe ihm für sich allein ein Zimmer zu und die 
übrigen Räume teile er mit den Eltern. Er übernachte - von 
Ausnahmen, wie bei Reisen, abgesehen - stets in 
Pfaffenhofen. Morgens pflege er die Pferde und nehme das 
Frühstück in Pfaffenhofen ein, das ihm seine Mutter bereite. 
Dann fahre er nach München, um tagsüber den beruflichen Ver­
pflichtungen nachzugehen. Nach Pfaffenhofen kehre er entwe­
der am frühen Abend oder, wenn er noch Veranstaltungen in 
München besuche, nach Ende der Veranstaltungen noch am spä­
ten Abend oder in der Nacht zurück. In der Münchener Wohnung 
habe er schon seit Jahren nicht mehr genächtigt. Mieter der 
Münchener Wohnung seien sein Vater oder seine Eltern; sie 
stehe ihm innerhalb der Haushaltsgemeinschaft, genauso zu wie 
das Pfaffenhofener Haus.
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Der Senat glaubt diesen Angaben, zumal der Antragstel­
ler auf die anwaltliche Wahrheitspflicht hingewiesen worden 
ist. Danach liegen die Voraussetzungen für die Annahme eines 
Wohnsitzes im Sinne des § 7 BGB in Pfaffenhofen vor.

Odersky
Weise

Ulsamer Schmitz
v. Hase

Thode
Salditt
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